
Die beim Verklagten beschäftigte Klägerin lebt mit ih
rer Mutter in häuslicher Gemeinschaft. Am 10. Oktober 
1975 bescheinigte der die Mutter der Klägerin be
handelnde Arzt, daß diese völlig arbeitsunfähig und 
nicht in der Lage sei, schwere Hausarbeiten zu ver
richten. Sie sei auf die Hilfe ihrer Tochter angewie
sen, so daß die Gewährung eines Hausarbeitstags für 
die Klägerin dringend befürwortet werde.
Da der Verklagte der Klägerin dennoch keinen Hausar
beitstag gewährte, rief diese die Konfliktkommission an. 
Nachdem der Arzt auf Rückfrage eine Pflegebedürftig
keit der Mutter der Klägerin in,, dem Sinne verneint 
hatte, daß Anspruch auf Pflegegeld nach sozialvensiche- 
rungsrechtlichen Bestimmungen bestehe, wies die Kon
fliktkommission den Antrag der Klägerin ab.
Gegen die Entscheidung der Konfliktkommission erhob 
die Klägerin Klage. Sie trug vor, ihr Antrag sei zu Un
recht abgelehnt worden; das Gesetz verlange für die Ge
währung des Hausarbeitstags keinen Pflegefall. Sie hat 
die Gewährung eines Hausarbeitstags beantragt.
Das Kreisgericht hat den Beschluß der Konfliktkommis
sion aufgehoben und den Verklagten verpflichtet, der 
Klägerin einen Hausarbeitstag zu gewähren. Zur Be
gründung hat es ausgeführt, daß die ärztliche Beschei
nigung als Voraussetzung für die Gewährung des Haus
arbeitstags ausreiche. Danach sei die Mutter der Kläge
rin nicht in der Lage, häusliche Arbeiten durchzufüh
ren.
Die vom Verklagten gegen diese Entscheidung eingelegte 
Berufung hatte keinen Erfolg.

Aus den G r ü n d e n :
Das Kreisgericht hat zu Recht dargelegt, daß der Kläge
rin ein Hausarbeitstag zusteht.
Grundsätzlich ist festzustellen, daß die in § 8 Abs. 2 
Buchst, b der VO über die durchgängige 5-Tage-Arbeits- 
woche und die Verkürzung der wöchentlichen Arbeits
zeit bei gleichzeitiger Neuregelung der Arbeitszeit in 
einigen Wochen mit Feiertagen vom 3. Mai 1967 (GBl. II 
S. 237) i. d. F. der VO über die Regelung der Arbeitszeit 
im Zusammenhang mit gesetzlichen Feiertagen vom 
25. September 1968 (GBl. II S. 829) erwähnte Pflege
bedürftigkeit nicht mit der Pflegebedürftigkeit gleich
zustellen ist, die in § 55 der VO über die Gewährung 
und Berechnung von Renten der Sozialversicherung 
- Renten VO - vom 4. April 1974 (GBl. I S. 201) bzw. 
§ 11 der VO über Leistungen der Sozialfürsorge — So- 
zialfürsorgeVO — vom 4. April 1974 (GBl. I S. 224) als 
Voraussetzung für die Gewährung eines besonderen 
Pflegegeldes durch die Organe der Sozialversicherung 
genannt wird. Es muß also kein Pflegefall in medizi
nischer Hinsicht vorliegen. Vielmehr wird die in §8 
Abs. 2 Buchst, b der o. g. VO genannte Pflegebedürftig
keit ausschließlich auf die häuslichen Arbeiten im ge
meinsamen Haushalt bezogen, zu deren Ausführung der 
betreffende Familienangehörige nicht mehr in der Lage 
ist. Diese Definition allein entspricht dem Wesen des 
Hausarbeitstags und ergibt sich zwangsläufig aus sei
nem Sinn (vgl. J. M i c h a s ,  Arbeitszeit und Er
holungsurlaub, Arbeitsrecht in der Praxis, Heft 5, Ber
lin 1974, S. 42; Tribüne Nr. 199 vom 10. Oktober 1972). 
Der Hausarbeitstag für vollbeschäftigte werktätige 
Frauen ist ein untrennbarer Bestandteil der allgemei
nen Förderung der werktätigen Frauen, wie sie das Ge
setzbuch der Arbeit im 11. Kapitel, insbesondere in 
den §§ 123, 125 und 127, darlegt. Er soll es ihnen er
möglichen, ohne Lohnausfall an einem Tag im Monat 
die notwendigsten häuslichen Arbeiten zu verrichten. 
Es ist die besondere Pflicht des Leiters des Betriebes, 
durch entsprechende Leitungsmaßnahmen und Verein
barungen zu sichern, daß jeder Hausarbeitstag jeweils 
in dem Monat genommen wird, in dem er anfällt. Er 
kann in der Regel nicht nachgewährt werden, sondern 
verfällt, falls er in dem jeweiligen Monat nicht bean
sprucht wird.
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